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Mitglieder-Info Nr. 10/2013 
 

Entwicklung der beruflichen Rehabilitation und Situ ation der Berufsförderungswer-
ke  
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD (Bundestags-
drucksache 17/12608) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit der als Anlage beigefügten Antwort hat sich die Bundesregierung zu verschiedenen 
Fragen der Entwicklung der beruflichen Rehabilitation und zur Situation der Berufsförde-
rungswerke geäußert.  

Auf folgende Punkte der Antwort möchte ich besonders hinweisen, da sie u. a. auch die 
Schnittstelle zwischen allgemeinem Arbeitsmarkt und Werkstatt für behinderte Menschen 
betreffen. 

• In ihren Vorbemerkungen weist die Bundesregierung darauf hin, dass sich die 
Aussage „Gesundheitlich eingeschränkte und behinderte Menschen sind über-
durchschnittlich oft arbeitslos“ sich anhand statistischer Daten der Bundesagentur 
für Arbeit nicht belegen ließe. 

• Auf die Frage, wie sich die Bundesregierung den Rückgang arbeitsmarktpolitisch 
geförderter Rehabilitanden im Fürsorgesystem angesichts der Tatsache, dass im 
SGB II-System besonders viele Menschen gesundheitlich eingeschränkt oder an-
erkannt schwerbehindert sind, erklärt, weist die Bundesregierung in ihrer Antwort 
darauf hin, dass der Anteil der Arbeitslosen mit anerkannter Schwerbehinderung in 
der Grundsicherung – anders als in der Frage unterstellt – im Rechtskreis des 
SGB II mit 5,6 % niedriger als in dem Rechtskreis des SGB III mit 7,2 % aller Ar-
beitslosen liege. 
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• Auf die Frage, wie sich die Bundesregierung erklärt, dass die Zahl der Eingangs-
verfahren in Werkstätten für behinderte Menschen seit dem Jahr 2005 kontinuier-
lich gestiegen sind, stellt die Bundesregierung in einer Tabelle (auf S. 8 der Druck-
sache) die Neuzugänge im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich seit 
dem Jahre 2006 bis 2011 für die Bundesagentur für Arbeit und für die Rentenver-
sicherung dar. Die Zahl der Eingangsverfahren sei danach seit dem Jahr 2005 
nicht kontinuierlich gestiegen, sondern tatsächlich um rund 16 % zurückgegangen. 
Ein Trend zu mehr Werkstattbeschäftigung, der umgekehrt werden müsste, sei 
dieser Entwicklung nicht zu entnehmen. 

• Auf die Frage, wie sich die aktuelle Situation des „Budgets für Arbeit“ in Zahlen 
bundesweit darstelle und ob die Bundesregierung das „Budget für Arbeit“ fördern 
werde, weist die Bundesregierung auf S. 9 der Drucksache in ihrer Antwort u. a. 
auf das Urteil des Bundessozialgerichtes vom 30.11.2011 – B 11 AL 10/10 R hin 
und erläutert, dass Eingliederungshilfe auch in Form eines Persönlichen Budgets 
(Werkstattbudget) erbracht werden kann, ohne das damit die Möglichkeit verbun-
den sei, Beschäftigungsleistungen von Anbietern „einzukaufen“, die weder aner-
kannte Werkstatt für behinderte Menschen noch sonstige Beschäftigungsstätte im 
Sinne von § 56 SGB XII sind. Diese Rechtsauffassung werde vom Bundessozial-
gericht in dem genannten Urteil unterstützt. In geeigneten Fällen könne ein Werk-
stattbudget der Eingliederungshilfe auch als Lohnkostenzuschuss zur Unterstüt-
zung einer arbeitsvertraglichen Beschäftigung auf dem allgemeinen Markt verwen-
det werden. Ein Anspruch auf eine entsprechende Förderung bestünde jedoch ge-
nerell nicht (freiwillige Leistungen). Einzelfallentscheidungen treffe der zuständige 
Träger der Sozialhilfe nach pflichtgemäßem Ermessen. 

U. a. wird in der Antwort der Bundesregierung auch noch auf die Initiative Inklusion 
im Zusammenhang mit der Entwicklung von Maßnahmen zur beruflichen Orientie-
rung hingewiesen (vgl. S. 8 und 9). 

Zum weiteren Inhalt darf ich auf die Anlage verweisen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


